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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung 
im Jahre 1985 

— Drucksachen 10/2705, 10/3243 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Artikel 1 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 wird die Zahl „3,0" durch die Zahl „3,3" ersetzt. 

b) In § 6 wird die Zahl „27 099“ durch die Zahl „27 178“ und die 
Zahl „27 387“ durch die Zahl „27 487“ ersetzt. 

c) In § 7 wird die Zahl „1,0141“ durch die Zahl „1,0224" 
ersetzt. 

d) In § 8 wird die Zahl „394" durch die Zahl „396“ und die Zahl 
„ 1 573 11 durch die Zahl „ 1 591 " ersetzt. 

2. Zu Artikel 2 

Hinter Nummer 6 wird folgende Nummer vor 6 a eingefügt: 

,vor 6a. In § 1304 e Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Der monatliche Zuschuß beträgt ab 1. Juli 1985 
7,8 vom Hundert und ab 1. Juli 1986 6,8 vom Hundert 
des monatlichen Rentenzahlbetrages ohne die darin 
enthaltenen Kinderzuschüsse bis zur Beitragsbemes- 
sungsgrenze der gesetzlichen Krankenversicherung. 11 ' 

3. Zu Artikel 3 

Hinter Nummer 6 wird folgende Nummer vor 6 a eingefügt: 

,vor 6 a. In § 83 e Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Der monatliche Zuschuß beträgt ab 1. Juli 1985 
7,8 vom Hundert und ab 1. Juli 1986 6,8 vom Hundert 
des monatlichen Rentenzahlbetrages ohne die darin 
enthaltenen Kinderzuschüsse bis zur Beitragsbemes- 
sungsgrenze der gesetzlichen Krankenversicherung. “ ‘ 
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4. Zu Artikel 4 

Hinter Nummer 5 wird folgende Nummer 5 a eingefügt: 

,5a. In § 96 c Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Der monatliche Zuschuß beträgt ab 1. Juli 1985 7,8 vom 
Hundert und ab 1. Juli 1986 6,8 vom Hundert des monat- 
lichen Rentenzahlbetrages ohne die darin enthaltenen 
Kinderzuschüsse bis zur Beitragsbemessungsgrenze der 
gesetzlichen Krankenversicherung. " 4 

5. Zu Artikel 8 

In Artikel 8 Nr. 1 wird die Zahl „535,50" durch die Zahl 
„537,10" und die Zahl „357,20" durch die Zahl „358,30" 
ersetzt. 

Bonn, den 24. April 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 

1. Zum Antrag zu Artikel 1 

Die Bruttolöhne und -gehälter je sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten sind nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes 
im Jahre 1984 um 3,3 % gestiegen. Der Änderungsantrag bewirkt, 
daß dieser Steigerungssatz, entsprechend der Vorschrift des § 
1255 RVO, der Rentenanpassung des Jahres 1985 zugrunde 
gelegt wird. 

Das in der Vergangenheit angewandte Verfahren, der Rentenan- 
passung und Fortsclireibung der Allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage die Steigerung der Bruttolohn- und -gehaltssumme je abhän- 
gig Beschäftigten (also einschließlich der Beamtengehälter) nach 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zugrunde zu legen, ist 
wegen der Sonderentwicklung des Jahres 1984 (Nullrunde im 
öffentlichen Dienst) nicht geeignet, die Norm des § 1255 RVO zu 
erfüllen, derzufolge die Allgemeine Bemessungsgrundlage mit 
der Steigerung des durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts der in 
der Rentenversicherung Versicherten (mit Ausnahme der Auszu- 
bildenden) fortzuschreiben ist. Das bisherige - statistisch nicht 
korrekte - Verfahren zur Berechnung des Anpassungssatzes war 
so lange nicht zu beanstanden, als es in der Vergangenheit in aller 
Regel nur zu minimalen Abweichungen vom richtigen Wert 
geführt hat. Nach dem bisherigen Verfahren würde sich ein 
Anpassungssatz von nur 3,0 % ergeben, der erheblich zu ungun- 
sten der Rentner von dem richtigen Wert abweicht. Die bloße 
Tatsache, daß die Fortschreibung entsprechend der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme bislang unbeanstandete Praxis war, könnte 
einen Verstoß gegen den Gesetzeswortlaut und eine zu niedrige 
Anpassung nicht rechtfertigen. 
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Aus dem Anpassungssatz von 3,3 % ergibt sich unter Berücksich- 
tigung der vorgeschlagenen Änderung zu Artikel 2, Artikel 3 und 
Artikel 4 Nr. 1, der eine Anhebung des von den Rentnern zu 
tragenden Krankenversicherungsbeitrages von 3 % auf 4 % vor- 
sieht, eine effektive Rentenanpassung zum 1. Juli 1985 von 
2,24%. 

Die Mehrkosten gegenüber einer Rentenanpassung gemäß dem 
von der Bundesregierung vorgesehenen statistischen Verfahren 
(d.h. mit 3%) betragen in der Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten: 1985 ca. 220 Mio. DM, 1986 ca. 450 Mio. DM, 
1987 ca. 480 Mio. DM und 1988 ca. 500 Mio. DM (unter Einschluß 
der Krankenversicherungszuschüsse nach derzeit geltendem 
Recht). In der knappschaftlichen Rentenversicherung beginnen 
diese Mehrkosten mit ca. 15 Mio. DM und steigen bis 1988 auf ca. 
35 Mio. DM. 

Zu Buchstabe a 

Der Anpassungssatz wird auf 3,3 % festgesetzt. Er ergibt sich, 
wenn der Unterschiedsbetrag zwischen der Allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage des Anpassungsjahres und derjenigen des Vor- 
jahres als Vomhundertsatz im Verhältnis zur Allgemeinen Be- 
messungsgrundlage des Vorjahres ermittelt wird; er entspricht 
dem Anstieg der durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte im 
Kalenderjahr vor dem Anpassungstermin. 

Zu Buchstabe b 

Die Allgemeine Bemessungsgrundlage wird für das Jahr 1985 in 
der ArV/AnV auf 27 178 DM und in der KnRV auf 27 487 DM 
festgestellt. Damit liegt sie um 3,3 % - das ist der Anstieg der 
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte der sozialversicherungs- 
beschäftigten Arbeitnehmer im Kalenderjahr 1984 gegenüber 
dem Kalenderjahr 1983 - höher als die Allgemeine Bemessungs- 
grundlage für das Jahr 1984. 

Zu Buchstabe c 

Der Anpassungsfaktor für die vom 1. Juli 1985 anzupassenden 
Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung wird entspre- 
chend § 579 Abs. 2 Satz 2 RVO auf 1,0224 festgestellt. 

Zu Buchstabe d 

Die neuen Mindest- und Höchstbeträge für vom 1. Juli 1985 an 
erstmals festzustellende Pflegegelder werden auf 396 DM bzw. 
1 591 DM festgesetzt. 

2. Zu den Anträgen zu Artikel 2 bis 4 und 8 

Artikel 2 enthält die Änderung der Bestimmungen zum Rentner- 
krankenversicherungsbeitrag für die Reichsversicherungsord- 
nung, Artikel 3 gleichlautend für das Angestelltenversicherungs- 
gesetz und Artikel 4 ebenfalls gleichlautend für das Reichsknapp- 
schaftsgesetz. 
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Die Vorschriften bewirken, daß der von den Rentnern zu bestrei- 
tende Krankenversicherungsbeitrag ab dem 1. Juli 1985 nicht auf 
4,5 % sondern nur auf 4,0 % der Rente angehoben wird. Dies ist 
notwendig, um entsprechend der Norm des § 1272 Abs. 2 eine 
gleichgewichtige Entwicklung von Renten und verfügbaren 
Arbeitsentgelten zu garantieren. 

Die Mehrausgaben gegenüber dem geltenden Recht betragen in 
der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten in den 
Jahren 1985 und 1986 je rd. 0,7 Mrd. DM, in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung je ca. 50 Mio. DM. 

Gegenüber dem vorliegenden Gesetzentwurf errechnen sich fol- 
gende Mehrausgaben gegenüber dem geltenden Recht: 1985 rd. 
0,3 Mrd. DM, 1986 rd. 0,5 Mrd. DM, 1987 rd. 0,8 Mrd. DM und 
1988 rd. 1,4 Mrd. DM. Diese Mehrausgaben der Rentenversiche- 
rungsträger sind durch die Einnahmeverbesserungen gedeckt, die 
die SPD-Bundestagsfraktion im Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Finanz- 
grundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (Drucksache 
10/2889) gestellt hat (schrittweise Wiederherstellung voller Ren- 
tenversicherungsbeiträge der Bundesanstalt für Arbeit). 

3. Zum Antrag zu Artikel 8 

Dieser Antrag beinhaltet die Erhöhung des Anpassungssatzes in 
der Altershilfe der Landwirte auf 3,3 %. 
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